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1. [ŀƎŜ ŘŜǎ tƭŀƴƎŜōƛŜǘǎ 

Das etwa 7,5 ha große Plangebiet liegt im Gemeindegebiet der verbandsfreien Gemeinde Haßloch. Diese ist mit 

etwas über 20.000 Einwohnern die größte Kommune des Landkreises Bad Dürkheim. Im nordöstlichen Bereich 

des Siedlungsgebietes der Gemeinde liegt das Plangebiet in direkter Nachbarschaft zur L529 (Holidayparkstraße). 

Diese wichtige Verkehrsverbindung zum Freizeitpark Holidaypark begrenzt das Plangebiet im Osten. Das Gebiet 

grenzt im Norden an ein bereits fertiggestelltes Neubaugebiet sowie im Westen an mehrere 

Einzelhandelsbetriebe an. Im Süden wird der Bereich von einem kleinen Graben begrenzt, direkt dahinter besteht 

zur Zeit Landwirtschaft. 

 

 

Abbildung 1: Lage des Plangebietes 
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2. ±ŜǊŦŀƘǊŜƴǎŀƴŦƻǊŘŜǊǳƴƎŜƴ 

Der Gemeinderat Haßloch hat in seiner Sitzung vom 30.09.2015 den Aufstellungsbeschluss für den 

Bebauungsplan αÄußerer Herrenwegά (BPlan Nr. 98) gemäß §2 Abs. 1 BauGB gefasst. Seit dem 

Aufstellungsbeschluss wurde der Geltungsbereich des Bebauungsplans um die Flurstücke 8767/17, 14236 und 

14237 erweitert.  

Der künftige Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst nach dem derzeitigen Stand der Planung 

(26.11.2021) folgende Flurstücke: 8767/17; 9459/2; 9458/2; 9457/3; 9456/3; 9455/2; 9454/2; 9453/2; 9452/2; 

9451/2; 9450/2; 9449/2; 9448/2; 9447/2; 9446/2; 9445/3; 9444/3; 9443/3; 14140; 14141; 14212; 9460/7; 

9463/3; 9464/1; 9465/1; 9471/1; 9472/1; 9473/1; 9473/4; 9478/2; 14213/1; 14214/1; 14215; 14216; 14217; 

14218; 14219; 14220; 14221; 14222; 14223; 14224 (teilweise); 14236 und 14237. 

 

 

Abbildung 2: Geltungsbereich des Bebauungsplans  

 

Eine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB, ein naturschutzrechtlicher Ausgleich im Sinne von § 1a Abs. 3 

BauGB für die Bebauung des Grundstückes sowie die Erstellung eines Umweltberichtes im Sinne von § 2a BauGB 

sind erforderlich. 

Dieser Entwurf  dient der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 2 BauGB, sowie die 

Unterrichtung der Öffentlichkeit über die allgemeinen Ziele und Zwecke der Planung nach § 3 Abs. 2 BauGB, 

Stand 24.06.2019. 
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3. «ōŜǊƎŜƻǊŘƴŜǘŜ tƭŀƴǳƴƎŜƴ ǳƴŘ CŀŎƘǇƭŀƴǳƴƎŜƴ 

 

3.1. Regionalplanung 

Im regionalen Raumordnungsplan Rhein-Neckar ist das Plangebiet nachrichtlich übernommen aus dem 

Flächennutzungsplan, als Siedlungsfläche Wohnen (N) in Planung gekennzeichnet. Das Vorhaben ist konform mit 

den Zielen der Raumordnung. 

 

 

 

3.2. Flächennutzungsplanung 

Im Flächennutzungsplan der Verbandsgemeinde Haßloch sind die beiden Bereiche Cн ό²ƻƘƴōŀǳŦƭŅŎƘŜ αƴǀǊŘƭƛŎƘ 

ŘŜǎ IŜǊǊŜƴǿŜƎǎάύ ǳƴŘ Cнŀ ό¦ƳǎǘǊǳƪǘǳǊƛŜǊǳƴƎ αIŜǊǊŜƴǿŜƎ {ǸŘǎŜƛǘŜάύ als geplante Wohnbauflächen (§5 Abs. 2 

Nr. 1 BauGB; §1 Abs. 1 Nr. 1 BauNVO) ausgewiesen. Der Geltungsbereich des Bebauungsplans liegt innerhalb 

dieser beiden Bereiche, damit lässt er sich aus den Festsetzungen des Flächennutzungsplans entwickeln. 

 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans hat, wie im Flächennutzungsplan gekennzeichnet, Überschneidungen 

mit drei vorhandenen Grabungsschutzgebieten des § 22 Denkmalschutzgesetz (DSchG). Gemäß § 22 Abs. 3 

DSchG bedürfen Vorhaben im Grabungsschutzgebiet, die verborgene Kulturdenkmäler gefährden können, 

insbesondere alle Erd- und Bauarbeiten der Genehmigung der unteren Denkmalschutzbehörde. Sie trifft die 

Entscheidung im Einvernehmen mit der Denkmalfachbehörde. Aus diesem Grund sollten diese Behörden als 

sonstige Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB bereits im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung 

beteiligt werden. 

 
 

Abbildung 3: Ausschnitt Raumnutzungskarte Regionaler Raumordnungsplan Rhein-Neckar 
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3.3. Bebauungsplanung  

Das Plangebiet grenzt an den Geltungsbereich eines weiteren Bebauungsplans. Der Bebauungsplan Nr. 94, 

αHerrenwegά überplant bereits einen Teil des im Flächennutzungsplan als F2a gekennzeichneten Fläche. Das 

ausgewiesene Sondergebiet nach § 11 BauNVO ist bereits vorwiegend mit Parkplätzen und 

Einzelhandelsbetrieben bebaut. Die dort getroffenen Festsetzungen stehen der geplanten Maßnahme nicht 

entgegen. 

 

 

Abbildung 5: Ausschnitt aus dem Bebauungsplan 94 "Herrenweg" 

 
3.4. Ausbaubeitragssatzung 

Das Plangebiet befindet sich innerhalb der Grenzen des Gebietes AE3 der Satzung über die Erhebung von 

Entgelten für die öffentlichen Abwasserbeseitigungseinrichtungen ς Entgeltsatzung Abwasserbeseitigung ς der 

Gemeinde Haßloch vom 28.11.2012 (Karte in Anlage 1 zur Ausbaubeitragssatzung) 

Abbildung 4: Ausschnitt Flächennutzungsplan Haßloch 
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4. tƭŀƴǳƴƎǎƪƻƴȊŜǇǘ 

4.1. Bebauung und Städtebau  

4.1.1. Bebauung und Städtebau: Bestandssituation 

 
Abbildung 6: Bestandssituation 

 

Lage und Bestandssituation  

Das Gebiet grenzt im Norden an ein bereits fertiggestelltes Neubaugebiet mit Ein- und Mehrfamilienhäusern 

sowie im Westen an mehrere Einzelhandelsbetriebe an. Im Süden wird der Bereich von einem kleinen Graben 

begrenzt, direkt dahinter besteht zur Zeit Landwirtschaft.  

 

 

Abbildung 7: angrenzende Umgebungsbebauung im Norden 
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Im Zentrum des Plangebietes liegt eine ehemalig gewerblich genutzte Fläche mit hohem Versiegelungsgrad. 

Derzeit sind diese als Flüchtlingsunterkünfte zwischengenutzt. Die Nutzung wird aber von der Gemeinde nicht 

als perspektivisch betrachtet und eine Verlagerung ist geplant.  

 

 

Abbildung 8: angrenzende Einzelhandelsbetriebe im Westen 

Die L529 verursacht aufgrund eines erhöhten Verkehrsaufkommens mit einem DTV von 9.654 und einem 

Schwerlastanteil von 363 Fahrzeugen am Tag eine Lärmbelastung für das Gebiet. Folglich müssen an dieser Stelle 

Lärmschutzvorkehrungen (Lärmschutzwand wie im nördlich angrenzenden Gebiet, oder ein Lärmschutzwall) 

getroffen werden. Aktuell bestehen bereits zwei Erschließungsansätze (von Norden und von Westen).  

 

4.1.2. Bebauung und Städtebau: Ziele 

Die verbandsfreie Gemeinde Haßloch hat als Mittelzentrum eine zentralörtliche Bedeutung für den Landkreis 

Bad Dürkheim und ist ein staatlich anerkannter Fremdenverkehrsort. 

Die Einwohnerzahl der Gemeinde Haßloch stieg in den letzten Jahren stetig an. Seit 2010 verzeichnet Haßloch 

ein stetiges Wachstum. Im Zeitraum 2011 ς 2015 ist die Bevölkerung um über 400 Personen (ca. 2%) angestiegen. 

Um ein Angebot für dieses Wachstum weiterhin zu gewährleisten stehen keine nennenswerten Flächen im 

Innenbereich zur Verfügung. Die Bemühungen der Gemeinde zur Entwicklung von Blockinnenbereichen konnte 

in den vergangen Jahren aufgrund der fehlenden Kooperation der jeweiligen Eigentümerinnen und Eigentümer 

keine Erfolge erzielen. Die Standortalternativenprüfung fand schon auf Basis der Flächennutzungsplanung statt. 

 

 

Abbildung 9: Bevölkerungsentwicklung nach statistischem Landesamt RLP 
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Der Bebauungsplan wird auf Basis eines Antrags von mehreren Grundstückseigentümern auf Entwicklung eines 

Bebauungsplans aufgestellt. Dafür wurde eine Befragung der Eigentümer hinsichtlich ihres grundsätzlichen 

Interesses auf Baulandentwicklung durchgeführt. Angeschrieben wurden die Eigentümer von insgesamt 25 

Grundstücken. Von den Eigentümern von 22 Grundstücken gab es eine positive Rückmeldung und von dem 

Eigentümer eines Grundstücks eine negative. Zwei Anfragen blieben unbeantwortet. Die restlichen Grundstücke 

befinden sich im Eigentum der Gemeinde, der Gemeindewerke oder der Antragsteller. 

Angesichts der positiven Resonanz der Eigentümer bietet es sich an, die beiden im Flächennutzungsplan als F2 

ό²ƻƘƴōŀǳŦƭŅŎƘŜ αƴǀǊŘƭƛŎƘ ŘŜǎ IŜǊǊŜƴǿŜƎǎάύ ǳƴŘ Cнŀ ό¦ƳǎǘǊǳƪǘǳǊƛŜǊǳƴƎ αIŜǊǊŜƴǿŜƎ {ǸŘǎŜƛǘŜάύ ƎŜǇƭŀƴǘŜƴ 

Wohnbauflächen im Zusammenhang zu entwickeln. Um hier eine städtebaulich geordnete Entwicklung zu 

gewährleisten, ist die überlang der landwirtschaftlichen Flächen notwendig. Geplant ist ein Wohngebiet mit 

Einfamilienhäusern, Doppelhaushälften und Mehrfamilienhäusern als Abrundung des nördlich gelegenen 

Wohngebietes. Damit entspricht der Bebauungsplan den Festsetzungen des Flächennutzungsplans, dem 

Entwicklungsgebot nach §8 Abs. 2 BauGB wird somit Rechnung getragen. Aufgrund des mangelhaften baulichen 

Zustands der Bestandsgebäude im Bereich des ehemals gewerblich genutzten Teils, stehen diese für das Konzept 

zur Disposition. 

 

Dieses Bebauungsgrundkonzept stellt in Bezug auf die Lage und die Nutzung der vorhandenen 

Erschließungsmöglichkeiten eine folgerichtige Weiterentwicklung im Sinne einer geordneten städtebaulichen 

Entwicklung für die Gemeinde Haßloch dar. 

 

4.1.3. Bebauung und Städtebau: Konzept 

 

Abbildung 10: Städtebauliche Konzeption 
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Äußere - und innere Erschließung  des Plangebietes 

Die zukünftige Wohnbebauung schließt sich unmittelbar an die bestehende Siedlungsstruktur an und wird über 

die bereits vorhandenen Straßenanschlüsse deǎ αIŜǊǊŜƴǿŜƎǎά und ŘŜǊ {ǘǊŀǖŜ αLƳ ¢ŀǳōŜƴŦŀƴƎά an die Bebauung 

angebunden. Das Erschließungssystem basiert auf einem U-förmigen Straßensystem. Der 

Gesamtstraßenraumquerschnitt des Ringsystems weist eine Breite von etwa 13,5m auf. Somit werden 

Begrünung und die Anordnung öffentlicher Stellplätze ermöglicht. Dieses System wirkt sich positiv auf das Gebiet 

aus, da der Durchgangsverkehr zu den Einzelhandelsbetrieben erschwert wird. Von der U-Form gehen im Innern 

einzelne Stichstraßen ab, die den Rest des Gebietes erschließen. Die beiden Stichstraßen im Süden sind mit Hilfe 

eines notbefahrbaren Straßenstücks innerhalb der Grünfläche verknüpft. Im südöstlichen Bereich ergibt sich die 

Möglichkeit, weiteres Bauland im Süden zu erschließen. 

Bebauung 

Das ursprüngliche Konzept hatte im Norden und im Westen des Plangebiets, angrenzend an die bestehende 

Bebauung, Mehrfamilienhäuser mit je acht Wohneinheiten, inklusive Parkplätze vorgesehen. Im Osten wird das 

Gebiet durch eine Lärmschutzwand/einen Lärmschutzwall vom Plangebiet getrennt. Dahinter ist eine Reihe 

Doppelhäuser mit rückwärtigen Gärten in Richtung Wand/Wall geplant. Weitere Doppelhäuser könnten 

gegenüber der Straße bzw. gegenüber den Mehrfamilienhäusern im Norden entstehen. In den Innenbereichen 

der U-förmigen Haupterschließung sind, durch Stichstraßen erschlossene freistehende Einfamilienhäuer geplant. 

Die geplante Baustruktur orientiert sich an den Maßgaben der im Nordosten und Nordwesten unmittelbar an 

das Gebiet angrenzenden Bebauung. Als Gebietscharakter wird ein reines Wohngebiet angestrebt. 

Auf den insgesamt 4,3 ha Nettobauland finden ca. 28 Wohneinheiten pro Hektar Platz (Berechnungsgrundlage: 

acht Wohnungen á 70 m² pro MFH). 25% der Baufläche sind für Mehrfamilienhäuser, die restlichen 75% für 

Einfamilienhäuser vorgesehen. Der Anteil der öffentlich genutzten Fläche im Plangebiet entspricht 36%, wovon 

ca. 12% Verkehrsfläche und 24% öffentliche Grünfläche sind. Dieses Konzept wurde durch Beschluss des 

Ausschusses für Bau-, Verkehr- und Entwicklung in Teilbereichen angepasst (siehe Kapitel 4.1.4). Aufgrund der 

nicht erhaltenswerten Bausubstanz der gewerblichen Gebäude im Plangebiet wird ein Rückbau vorausgesetzt. 

Grün und Versickerung  

Die Grünflächen an dem künftigen Lärmschutzwall/der Lärmschutzwand, zur Einzelhandelsbebauung hin, am 

Zwerggraben (in der aktuellen Darstellung noch nicht im vollen Umfang dargestellt) sowie teilweise auch im 

mittleren Bereich zwischen den freistehenden Einfamilienhäusern dienen zugleich der Entwässerung als auch als 

Flächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft. Darüber hinaus ist auf der 

zentralen Grünfläche ein öffentlicher Spielplatz von mindestens 500m² vorgesehen. Ferner sollen die Stellplätze 

an den Straßen begrünt werden. Dadurch ergibt sich ein straßenbegleitender Grünzug, der vor allem die U-

förmige Sammelstraße prägt. 

Zur Klärung der naturschutzrechtlichen Belange wurde ein Umweltbericht erstellt. Dieser ist als separater 

Bestandteil der Begründung beigefügt. 

Lärmschutz  

Die L529 verursacht aufgrund eines erhöhten Verkehrsaufkommens mit einem DTV von 9.654 und einem 

Schwerlastanteil von 363 Fahrzeugen am Tag eine Lärmbelastung für das Gebiet. Folglich müssen an dieser Stelle 

Lärmschutzvorkehrungen (Lärmschutzwand wie im nördlich angrenzenden Gebiet, oder ein Lärmschutzwall) 

getroffen werden.  
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4.1.4. Bebauungskonzept eines Projektentwicklers für eine Teilfläche des Baugebiets  

Das Bebauungskonzept eines Projektentwicklers für eine Teilfläche des in der Entwicklung befindlichen 

.ŀǳƎŜōƛŜǘǎ α&ǳǖŜǊŜǊ IŜǊǊŜƴǿŜƎά ǿŀǊ ōŜǊŜƛǘǎ .Ŝratungsgegenstand in der Sitzung des Bau-, Verkehr- und 

Entwicklungsausschusses am 05.12.2018 (Vorl. Nr. 2018/6114). In der Sitzung des gleichen Ausschusses am 

21.02.2019 (Vorl. Nr. 2019/6205) wurde abschließend über das Konzept entschieden. In der Sitzungsvorlage 

heißt es: 

 

αDie Traumhaus AG, Wiesbaden, hatte das Bebauungskonzept im Rahmen der frühzeitigen Bürgerbeteiligung zur 

!ǳŦǎǘŜƭƭǳƴƎ ŘŜǎ .ŜōŀǳǳƴƎǎǇƭŀƴǎ α&ǳǖŜǊŜǊ IŜǊǊŜƴǿŜƎά ŜƛƴƎŜǊŜƛŎƘǘΦ 5ƛŜ ¢ǊŀǳƳƘŀǳǎ !D ǎǘŜƘǘ ƛƴ YŀǳŦǾŜǊƘŀƴŘƭǳƴƎ 

mit mehreren Grundstückseigentümern.ά  

 

Das Bebauungskonzept orientiert sich am Vorentwurf des Bebauungsplans, macht aber eine Reihe von kleineren 

Anpassungen erforderlich. In der genannten Sitzung des Bau-, Verkehr- und Entwicklungsausschusses am 

05.12.2018 wurde das Konzept durch Firmenvertreter vorgestellt. Die Entscheidung über die Annahme des 

Konzepts wurde vertagt, da zunächst weiterführende Informationen vorgelegt werden sollen, insbesondere im 

Hinblick auf die zu erwartende Anzahl an Wohneinheiten und die Auswirkungen des Konzepts auf die Zahl der 

öffentlichen Stellplätze im Verkehrsraum.  

 

5ŀǎ .ŀǳƎŜōƛŜǘ α&ǳǖŜǊŜǊ IŜǊǊŜƴǿŜƎά ǳƳŦŀǎǎǘ ŜƛƴŜ CƭŅŎƘŜ Ǿƻƴ ŎŀΦ тсΦллл ƳчΦ IƛŜǊǾƻƴ ƳǀŎƘǘŜ ŘƛŜ ¢ǊŀǳƳƘŀǳǎ !D 

Grundstücke in einer Gesamtgröße von 27.555 m² erwerben. Der Anteil liegt somit bei rund 36 %. 

Im Bebauungskonzept werden die ursprünglich geplanten Baugrundstücke leicht verschoben. Dabei reduzieren 

sich die überbaubaren Grundstücksflächen in ihrer Größe von 8.714 m² auf 7.835 m². 

Die nicht überbaubaren privaten Grundstücksflächen vergrößern sich im Bebauungskonzept von 8.144 m² auf 

8.970 m². Die öffentlichen Grünflächen verkleinern sich von 6.623 m² auf 6.402 m². Der potenzielle 

Gesamtgrünflächenanteil liegt damit bei dem Bebauungskonzept der Traumhaus AG etwas höher. 

Die Anzahl an Wohneinheiten bleibt in etwa gleich. Im Bebauungskonzept sind mindestens 69 Wohneinheiten 

möglich, im entsprechenden Teilbereich des Bebauungsplanentwurfs mindestens 70 Wohneinheiten. Die Anzahl 

hinzukommender Einliegerwohnungen kann nicht beziffert werden. 

 

Nach Zugrundelegung des Stellplatzschlüssels in Abhängigkeit der Bautypen sind im Bebauungskonzept der 

Traumhaus AG mindestens 138 private Stellplätze nachzuweisen und im entsprechenden Teilbereich des 

Bebauungsplanentwurfs mindestens 124 Stellplätze. 

 

Durch das das Bebauungskonzept würde sich die Zahl der Doppelhäuser, die im Vorentwurf des Bebauungsplans 

ohnehin schon stark vertreten sind, weiter erhöhen. Die Verwaltung schlägt vor, bei Zustimmung zum 

Bebauungskonzept der Traumhaus AG an anderer Stelle im Bebauungsplan Einzelhäuser, statt Doppelhäuser zu 

schaffen, um diesbezüglich einen Ausgleich zu schaffen. 
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Abbildung 11: Darstellung Bebauungsplanentwurf und Bebauungskonzept Traumhaus AG überlagert 
Quelle: Traumhaus ς das Original Projektentwicklungsgesellschaft mbH 

 

Der Beschluss des Bau-, Verkehr- und Entwicklungsausschusses vom 21.02.2019 lautet wie folgt: 

α5ƛŜ &ƴŘŜǊǳƴƎǎǿǸƴǎŎƘŜ ŘŜǊ ¢ǊŀǳƳƘŀǳǎ !D ǿŜǊŘŜƴ ƛƴ ŘŜƴ .ŜōŀǳǳƴƎǎǇƭŀƴŜƴǘǿǳǊŦ ǸōŜǊƴƻƳƳŜƴΦ 5ŀ ŘƛŜ ½ŀƘƭ ŘŜǊ 

Doppelhäuser dadurch zunimmt, sollen an anderer Stelle des Bebauungsplanentwurfes Einzelhäuser statt 

5ƻǇǇŜƭƘŅǳǎŜǊ ŀǳǎƎŜǿƛŜǎŜƴ ǿŜǊŘŜƴΦά όŜƛƴǎǘƛƳƳƛƎ ōŜǎŎƘƭƻǎǎŜƴύΦ 



 

 

 14 

4.2. Naturschutz und Landschaftspflege 

4.2.1. Naturschutz und Landschaftspflege: Bestandssituation 

Geologie und Boden 

Die Gemeinde Haßloch befindet sich naturräumlich auf dem sog. "Speyerbach-Schwemmkegel", eine pleistozäne 
Sand- und Geröllablagerung im Rehbach-Speyerbachsystem. Hier bestimmen mächtige Sand- und 
Kiesablagerungen den Untergrund. Etwa 10 m u. GOK ist ein mehr als 10 m mächtiger feinsandiger 
Zwischenhorizont (OZH) mit Schluff- und Toneinlagen aufzuschließen. Basis des OZH bei etwa 85 m+NN, d. s. 
etwa 27 m u. GOK. Im Liegenden sehr mächtige Sand- Kiessedimente, durchzogen von Schluff- und Tonlinse. Die 
(historische) Geologie-Karte veranschaulicht hier das Diluvialgeröll des Speyerbach-Schwemmkegels, an den 
nördlich die Lößlehmterrassen der Rheinebene anschließen. Dementsprechend sind die anstehenden 
Bodenarten sehr heterogen ausgebildet. Es herrschen im Übergangsbereich zur historischen Lößlehmterrasse 
stark lehmige Sande vor, die durchaus auch mit einem höheren Sandanteil durchsetzt sein können. 

Grundwasserstand  

Die Geländehöhe im unmittelbaren Planungsbereich ist mit ca. 11,60 m+NN etwa identisch mit derjenigen am 

Messpunkt, sodass bei dem schwachen Grundwassergefälle auf geringer Entfernung die genannten Daten 

zuverlässig übertragen werden können.  

 

 
Abbildung 12: Grundwasserstand 

 

Klima und Luft  

Das Klima des Planungsraumes ist sommerwarm und wintermild. Jahresdurchschnittstemperaturen liegen bei 9 

°C. Der gesamte Landschaftsraum unterliegt diesen Klimaeinflüssen, sodass die thermische Situation, das ist, der 

Indikator für die gesamte Luftbelastung im Raum, ŀƭǎ αǎǘŀǊƪ ōŜƭŀǎǘŜǘά ŜƛƴƎŜǎŎƘŅǘȊǘ ǿƛǊŘΦ Dementsprechend hoch 

wird auch die Wärmebelastung bewertet.  Der maßgebliche Schwellenwert wird sehr häufig überschritten, 

sodass zeitweise ein extremes Bioklima vorherrscht. 

 

Landschaft und Kulturgüter  

Das Landschaftsbild des geplanten Baugebietes ist zurzeit sehr heterogen geprägt. Einerseits herrschen noch 

Ackerflächen vor, andererseits sind ehem. Gartenflächen und Gehölzsukzessionen vorhanden, die die 

Weitläufigkeit des Planungsgebietes unterbrechen. 
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Abbildung 13: Westgrenze 
Quelle: Büro Ehrenberg 2017 

 

 
Abbildung 14: Südgrenze 
Quelle: Büro Ehrenberg 2017 

 
Die Grenzen des Plangebietes werden im Norden von angrenzender Wohnbebauung bestimmt, im Süden 

tangiert ein flacher Graben das Areal, im Osten bestimmt die Landesstraße sowohl optisch als auch akustisch die 

Grenze.  

In zentraler Lage des Plangebietes befinden sich gewerbliche Flächen, die vollständig versiegelt bzw. verdichtet 

sind. Es handelt sich einerseits um ein Unternehmen, das das gesamte Betriebsgelände für Gebäude und Kfz-

Stellflächen bereithält. Des Weiteren handelt es sich um einen Handwerksbetrieb, der Gelände als Lager- und 

Aufbereitungsflächen für Baustoffe und Maschinen nutzt. Eine gestalterische Integration der Gewerbeflächen in 

das Landschaftsbild fehlt vollkommen. 

 

 
Abbildung 15: Acker im Osten 
Quelle: Büro Ehrenberg 2017 

 

 
Abbildung 16: Gehölzsukzession im Westen 
Quelle: Büro Ehrenberg 2017 

 

 
Abbildung 17: Wohnbebauung im Norden 
Quelle: Büro Ehrenberg 2017 

 

 
Abbildung 18: Graben im Süden 
Quelle: Büro Ehrenberg 2017 
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Abbildung 19: Landesstraße im Osten 
Quelle: Büro Ehrenberg 2017 

 

 
Abbildung 20: West-Ost Erschließungsweg 
Quelle: Büro Ehrenberg 2017 

 

 
Abbildung 21: Lager und Aufbereitung Tiefbau 
Quelle: Büro Ehrenberg 2017 

 

 
Abbildung 22: Betriebsgelände Baudienstleister 
Quelle: Büro Ehrenberg 2017 

 
 

Tiere und Pflanzen - biologische Vielfalt  

Es ist aufgezeigt worden, dass das Areal einer relativ heterogenen Nutzung unterliegt. Neben den Ackerflächen 

gibt es einerseits ruderalisierte Flächen und mehr oder weniger dichte Gehölzsukzessionen, andererseits 

dominieren die Gewerbeflächen und Versiegelungen/Bebauungen das Areal. 

 

 
Abbildung 23: Rohboden und ruderaler Staudenflur an der 
Südwestgrenze 
Quelle: Büro Ehrenberg 2017 

 

 
Abbildung 24: Baumweide und Grenzgraben 
Quelle: Büro Ehrenberg 2017 
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Hinsichtlich der Biotop- und Artenschutzpotentiale ist zu prüfen, welche Auswirkungen diese Heterogenität auf 

die Tier- und Pflanzenwelt, insgesamt auf die biologische Vielfalt hat. Von besonderer Bedeutung sind dabei 

sicherlich die aufgegebenen Ruderal- und Gartenflächen, die ungestörten Randflächen und die noch 

vorhandenen Großbaumexemplare.  

Es sind stichprobenartige Erhebungen durchgeführt worden. Hinsichtlich der Pflanzenwelt ist festzustellen, dass 

es sich ausschließlich um typische und verbreitete Allerweltsarten handelt. 

 

Hinsichtlich der Tierwelt sind vorzugsweise Vögel zu nennen, die als Freibrüter der Hecken und Gebüsche sowie 

bodennah in Gehölzdeckung vorkommen. Diese gehören mit hinreichender Sicherheit noch zu den häufigen und 

ungefährdeten Arten. Seltene oder gefährdete Arten sind als Brutvögel nicht zu erwarten. Unter den 

bodenbrütenden Arten ist das gefährdete Rebhuhn (Perdix perdix) nicht auszuschließen, aber die infrage 

kommenden Biotope (LB1 und LB2) sind sehr wahrscheinlich schon zu stark verbuscht oder es fehlen die 

weiträumigen Sichtachsen (z.B. für Feldlerche ς Alauda arvensis). Im/am Blockhaus brütet der Hausrotschwanz 

(Phoenicuruss ochruros), der stets präsent war. Die Hochstaudenfluren sind sehr guter Herbst- und 

Winternahrungsraum für granivore Vogelarten, im Sommer auch ausgezeichnetes Nahrungsrevier für insectivore 

Vogelarten. 

 

Das ehem. Wochenendgrundstück (westl. der Gewerbeflächen) ist in starker Umwandlung begriffen. Alle 

stärkeren Bäume sind gerodet, liegen noch als Stammhaufen, an anderen Stellen Hochstaudenflur; die 

Feldschicht i.d.R. mit geschlossener artenreicher Vegetationsdecke, wobei Pionier- und Lichtbaumarten aus dem 

Randgehölz, v. a. die invasiven Neophyten wie Acer negundo und Ailanthus altissima vorherrschen. Das Gelände 

ƛǎǘ ŜƛƴƎŜȊŅǳƴǘΤ ŘŜƴ {ǸŘŀōǎŎƘƭǳǎǎ ōƛƭŘŜǘ ŜƛƴŜ αaŀǳŜǊά ŀǳǎ ŘƛŎƘǘ ƎŜǎŜǘȊǘŜƴ .ŀƭƪŜƴΦ 5ƛŜ ǿŜǎǘƭΦ ǘŀƴƎƛŜǊŜƴŘŜ 

Rohbodenanschüttung mit lückiger, mäßig artenreicher Hochstaudenflur. 

Für Höhlenbrüter, v. a. Spechte, ist der verbliebene Baumbestand zu schwach; Höhlen wurden auch nicht 

registriert. Die drei Einzelindividuen im Spargelacker stehen zu isoliert um als Specht-Brut-bäume geeignet zu 

erscheinen. Große Höhlen waren nicht zu erkennen, allenfalls Astausbrüche, die für Halbhöhlen-brüter geeignet 

wären.  

 

Das Gebäude auf dem ehem. Gartengrundstück ist als Sommerquartier, ggf. als Wochenstubenquartier, für 

Zwergfledermäuse nicht auszuschließen. Aber als Winterquartier ist es ungeeignet, auch für andere 

Fledermausarten.   
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4.2.2. Naturschutz und Landschaftspflege: Ziele 

Natur und Landschaft sind auf Grund ihres eigenen Wertes und als Grundlage für Leben und Gesundheit des 

Menschen auch in Verantwortung für die künftigen Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich zu 

schützen. In diesem Sinne muss die biologische Vielfalt, Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes 

einschließlich der Regenerationsfähigkeit und nachhaltiger Nutzungsfähigkeit der Naturgüter auf Dauer gesichert 

sein, ebenso wie Vielfalt, Eigenart, Schönheit und Erholungswert von Natur und Landschaft (§1 Abs. 1 BNatSchG). 

 

Aus diesem Grund wird eine Grünordnungsplanung mit folgenden Inhalten durchgeführt: 

¶ der vorhandene und der zu erwartende Zustand von Natur und Landschaft, 

¶ die konkretisierten Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege, 

¶ Beurteilung des vorh. und des gepl. Zustandes von Natur und Landschaft nach Maßgabe dieser Ziele 

einschl. der daraus ergebenen Konflikte, 

¶ Erfordernisse und Maßnahmen zur Umsetzung der konkretisierten Ziele, insbesondere: 

o Vermeidung, Minderung und Beseitigung von Beeinträchtigungen  

o Arten- und Biotopschutz, 

o potentielle Kompensationsflächen,  

o Biotopverbund und Natura 2000,  

o Schutz und Regeneration natürlicher Grundlagen, 

o Landschaftsbild,  

o Freiraumschutz. 

Die Aufzählung ist nicht abschließend. In erster Reihe steht auf jeden Fall der Vermeidungsbegriff, der für den 

vorsorgenden Charakter des Planungsinstrumentes, für das Aufzeigen besonders sensibler Bereiche und Flächen 

steht. 

 

Der Vermeidungsbegriff leitet über zur Eingriffsregelung, über die innerhalb der Bauleitplanung nach den 

Vorschriften des Baugesetzbuches (§ 1a (3) BauGB) zu entscheiden ist (§ 18 BNatSchG). Der Grünordnungsplan 

liefert Prognosen bzgl. der weiteren Entwicklung sowie aller absehbaren planungsrelevanten 

Zustandsveränderungen, die sich aufgrund von vorh. oder absehbaren Planungen oder Vorhaben ergeben 

können (ebd. Rd. 28 zu § 9). Insofern ist hier der methodische Ort, die Auswirkungen der gepl. Vorhaben bzw. 

Planungen zu prüfen und zu bewerten, so wie es der Gesetz- und Verordnungsgeber in dem Katalog der 

Grundleistungen des Grünordnungsplanes preisrechtlich vorgesehen hat (Anl. 5 zu § 24(2) HOAI). 

 

 

4.2.3. Naturschutz und Landschaftspflege: Konzept 

Beeinträchtigung Arten -/ Biotoppotential - Biologische Diversität  

Die Inanspruchnahme der aufgeführten Strukturen wird eine dauerhafte Veränderung von Biotoptypen und 

Lebensraumverhältnissen mit sich bringen. Die hier zu beachtenden Flächen und Objekte sind auf die 

potenziellen Brutgehölze und Hochstaudenfluren im westlichen Randbereich konzentriert (siehe 0). Es handelt 

sich dabei um ca. 1,8 ha Gehölze und Hochstaudenfluren, deren Lebensraumfunktionen zerstört werden.  

die Beeinträchtigung von Höhlenbrütern innerhalb der Altbäume ist wegen mangelnder Eignung nicht zu 

erwarten. Denkbar ς obgleich nicht nachgewiesen ς ist das Vorkommen von (Zwerg-)Fledermaus im 

Wochenendhaus.  

Beeinträchtigung von Klima und Luft  

Die regional bedingten Vorbelastungen sind dominierend. Erhebliche zusätzliche Auswirkungen klimatisch-

lufthygienische Beeinträchtigungen durch das Baugebiet sind nicht zu erwarten. Andererseits ist wegen der 
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bioklimatischen Vorbelastungen zu bedenken, dass die thermische Beeinträchtigung im zukünftigen 

Neubaugebiet unbedingt einen Klimaausgleich benötigt. Die planungspolitische Zielvorstellung zur 

Energiekonzeption (Landesklimaschutzgesetz 23.08.2014/ § 171a BauGB) muss vor Ort auch mit der Ausweisung 

und Anordnung grünbestimmter Freiräume und Grünelementen im Straßenraum, an und auf Gebäuden 

unterstützt werden.  

Beeint rächtigung von Grund - und Oberflächenwasser  

Das Grundwasser steht im Mittel mehr als 1,75 m unter Gelände an. Baubetriebsbedingte 

Grundwasserabsenkungen infolge Wasserhaltung in den einzelnen Baugruben können klein-räumig den 

Wasserspiegel etwas absenken. Zur schadlosen Behandlung des Grund- und Oberflächenwassers ist es 

erforderlich, geeignete Sammlungen und Versickerungen einzuplanen. Weitere Beeinträchtigungen von Grund- 

und Oberflächenwasser können nicht erkannt werden.  

Beeinträchtigung Kultur - und Sachgüter   
Beeinträchtigungen von Kultur- und Sachgüter sind (noch) nicht erkennbar. Zur Vorbereitung der B-

Planumsetzung jedoch muss die zuständige Denkmalschutzbehörde hinzugezogen werden, um die im FNP 

dargestellten Verdachtsflächen zu prüfen.  

Beeinträchtigung Me nsch und Landschaft( -bild)  

Die Erholungsfunktion der freien Landschaft wird durch das Projekt nicht grundsätzlich beeinträchtigt. Die 

baulichen Veränderungen sind immer auch begleitet von Veränderungen des Landschaftsbildes. Im vorliegenden 

Fall sind Acker- und Gewerbeflächen, im westlichen Bereich auch mehr oder weniger nicht erschlossene 

Gehölzflächen/ Gartenland betroffen. Insofern sind die Eingriffserheblichkeit und die 

Beeinträchtigungsintensität sehr gering, zumal das gesamte Areal sich im unmittelbaren Immissionskorridor der 

tangierenden Landesstraße befindet. Gleichwohl muss auf Details hingewiesen werden, die dennoch die Eigenart 

und die Typizität von Landschaft und Heimat mitprägen. 

Beeinträchtigung des Bodens  

Es handelt sich um ein Neubaugebiet mit einer voraussichtlichen Grundflächenzahl von 0,3 bis 0,4; darüber 

hinaus ist damit zu rechnen, dass die 50%-Regelung gem. § 19(4) BauNVO zur Anwendung kommt. Zzgl. der 

skizzierten Verkehrsflächen ist von einer erheblichen Bebauung und Versiegelung, d. h. Bodenverlust 

auszugehen. Maß und Bedeutung der Beeinträchtigungsintensität lassen sich wie folgt bewerten:  

 

 
Abbildung 25: Bodenverlust und Beeinträchtigungsintensität 
Quelle: Büro Ehrenberg 2021 

 
Es festzustellen, dass sich die Flächen mit geringer (eher fehlender) Bodenfunktion verdoppeln. Soweit es 

vorbelastete Flächen betrifft, ist die Beeinträchtigungsintensität gering. Andererseits gehen fast ein Drittel der 

Fläche mit großer Bedeutung vollständig verloren; d. h., dass der wertvolle Flächenverlust vollständig den 

versiegelten/ verdichteten Flächen zuzurechnen ist. Dieser Sachverhalt ς zutreffend für ein Drittel des 

Plangebietes ς ist sehr erheblich und nachhaltig; insofern ist die Beeinträchtigungsintensität hoch.  

Die sonstigen Flächen mit mittlerer Bewertung können voraussichtlich in gleicher Größenordnung erhalten und/ 

oder neu geschaffen werden. Deshalb wird die Beeinträchtigungsintensität nur gering bewertet.   
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Zumutbare Alternativen  

Die Eingriffsregelung in der Bauleitplanung (§ 1a (3) BauGB) richtet sich nach den Vorschriften des 

Bundesnaturschutzgesetzes. Die seit dem 01. März 2010 gültige novellierte Fassung schreibt vor, zumutbare 

Alternativen zu prüfen, um Beeinträchtigungen zu vermeiden. Soweit Beeinträchtigungen nicht vermieden 

werden können, ist das zu begründen. 

Im vorliegenden Fall ist das Plangebiet Bestandteil des Flächennutzungsplans der Gemeinde. Das Planungsziel ist 

es, die im Flächennutzungsplan vorgesehene Fläche als Wohngebiet für Einfamilienhäuser umzuwandeln bzw. zu 

entwickeln. Es soll nachfragegerechter attraktiver Wohnungsbau im Anschluss an den bestehenden 

Siedlungskörper im Norden geschaffen werden. Die geplante bauliche Nutzung des Gebietes stellt somit eine 

folgerichtige Weiterentwicklung einer geordneten städtebaulichen Entwicklung für die Gemeinde Haßloch dar. 

Vor diesem Hintergrund und unter Beachtung der nachfolgenden Festsetzungen zur Vermeidung von 

Beeinträchtigungen vor Ort sind keine weiteren Alternativen zur Minderung der Eingriffe in Natur und Landschaft 

innerhalb des Bebauungsplangebietes möglich (§ 15(1) S. 3 NatSchG). 

Vermeidung von Beeinträchtigungen  

Im Hinblick auf die artenschutzfachlichen Erfordernisse sind verschiedene Maßnahmen notwendig, die zur 

Vermeidung von Beeinträchtigungen beitragen:  

¶ Rodung von Gehölzen außerhalb der Brutsaison (§ 39 BNatSchG).  

¶ Abtrag des ehem. Wochenendhauses unter Beachtung evtl. Fledermausvorkommen, d. h. vorzugsweise 

außerhalb der Zeiten von Wochenstuben- und Sommerquartier. Die Eignung als Winterquartier ist nicht 

gegeben.  

¶ Die Erhaltung der einzelnstehenden Obstbäume ist aufgrund Alter und Zustand nicht realistisch; zur 

Vermeidung von Beeinträchtigungen des potenziellen Höhlenbrüterlebensraumes ist vor Fällung eine 

Inspektion evtl. Astabbrüche etc. erforderlich; die Fällung ist ggfs. auf die Zeit außerhalb der Brutsaison 

zurückzustellen.  

Bzgl. siedlungsklimatischer Vermeidungserfordernisse (Thermische Belastung) ist eine Durchbegrünung der 

Siedlungsfläche notwendig. Das Neubaugebiet wird Grünachsen und auch kleinere Grünbestände aufweisen, so 

dass sich eine kleinklimatische Austauschthermik ausbilden kann.  

Soweit während des Baustellenbetriebs Grundwasserhaltungen notwendig sind, muss vor Ort eine separate 

Sammlung und schadlose Versickerung vorgesehen werden. Möglicherweise sind vorübergehende Retentions- 

und Versickerungseinrichtungen zu schaffen.  

Es sind randliche Eingrünungen vorgesehen, die zugunsten des Landschaftsbildes das Neubaugebiet in die 

Ortsrandgestalt einbinden sollen. Zur Vermeidung längerfristiger Beeinträchtigungen ist es erforderlich, bereits 

nach Festsetzung des Bebauungsplanes (Satzung) vorzeitig Pflanzmaßnahmen vorzunehmen, um so rasch wie 

möglich die gestalterische Zielstellung zu erreichen. Für die nachfolgenden Bauausführungen sind geeignete 

Bestimmungen bzgl. Bauüberwachung und Einhaltung der einschlägigen Vorschriften und Regelwerke (DIN 

18920) zu treffen.  

Maßnahmen zum Ausgleich von Beeinträchtigungen  

Trotz der aufgezeigten Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen verbleiben Eingriffe und Beeinträchtigungen, 

die sich anhand der Versiegelung und Überbauung, d. h. am Verlust belebten Bodens bemessen lassen. Es 

handelt es sich zukünftig zwar um Bodenstandorte mit allenfalls mittlerer Bedeutung, zugleich aber sind sie 

Standort für Brutgehölze und andere tierische und pflanzliche Lebensraumfunktionen. Insofern tragen die 

Erhaltung und Wiederherstellung von Böden auch zur Entwicklung geeigneter Ausgleichsstrukturen für 

Brutgehölze und Bäume bei. Es ist a. a. O (vgl. Abb. 24:) bereits anhand einer eher verbalargumentativen 

Bewertung festgestellt worden, dass eine erhebliche und nachhaltige Bodenbeeinträchtigung auf einem Drittel 

des Plangebietes zu erwarten sein wird. Anhand nachfolgender Bewertungsmatrix werden die 

Ausgleichserfordernisse bilanziert. 
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Abbildung 26: Eingriffs- Ausgleichsbilanz anhand der Bodenfunktionsbewertung 
Quelle: Büro Ehrenberg 2021 

 

Externe Ausgleichsmaßnahmen  

Es ist anhand o. g. Bewertung festgestellt worden, dass ein externer Ausgleich erforderlich ist. Insofern handelt 
es sich um sog. Ersatzmaßnahmen, die die beeinträchtigten Landschaftsfunktionen im betroffenen Naturraum 
in gelichwertiger Weise wiederherstellen (§ 15(2) S. 3 BNatSchG).  
 
Im Hinblick auf § 16 BNatSchG (2009) in Verb. mit § 8 LNatSchG (2018) hatte die Gemeinde Haßloch bereits seit 
мффр Ƴƛǘ ŘŜǊ 9ƛƴǊƛŎƘǘǳƴƎ ŜƛƴŜǎ ǎƻƎΦ αmƪƻƪƻƴǘƻǎά όŜōŘΦύ ȊǳǊ .ŜǾƻǊǊŀǘǳƴƎ Ǿƻƴ aŀǖƴŀƘƳŜƴ ŦǸǊ ŘƛŜ 
Bauleitplanung, auf der Grundlage der damaligen Verwaltungsvorschrift des Ministeriums für Umwelt und 
Forsten begonnen. Es dient dazu, im Hinblick auf zu erwartende Eingriffe bzw. Beeinträchtigungen von Natur 
und Landschaft geeignete Flächen sowie Maßnahmen zur nachhaltigen Aufwertung des Naturhaushaltes und 
des Landschaftsbildes (§ 2(2) LKompV vom 12.206.2018) durchzuführen. Die Festlegung der Flächen und 
Maßnahmen ist seinerzeit in Abstimmung mit der zuständigen Naturschutzbehörde (§ 8 LNatSchG) erfolgt. Die 
Realisierung ist zwischenzeitlich abgeschlossen.  
 
Der Ausgangszustand der verwendeten Flächen ist mit der Biotoptypenkarte zum Landschaftsplan aus dem 

Jahre 1994 dokumentiert. In Abstimmung mit der UNB stellt die Gemeinde Haßloch folgende Flächen und 

Maßnahmen zum Ausgleich bzw. Ersatz der Beeinträchtigungen, die mit der geplanten Bebauung einhergehen, 

zur Verfügung:  
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Abbildung 27: Flächenbereitstellung aus dem Ökokonto der Gemeinde Haßloch 
Quelle: Büro Ehrenberg 2021 

 

Zuordnung  

In der Summe sind das 1,5 ha, die auf den dargestellten Parzellen für die nicht vor Ort ausgleichbaren 

Beeinträchtigungen im B-tƭŀƴƎŜōƛŜǘ α&ǳǖŜǊŜǊ IŜǊǊŜƴǿŜƎά ȊǳǊ ±ŜǊŦǸƎǳƴƎ ƎŜǎǘŜƭƭǘ ǳƴŘ ȊǳƎŜƻǊŘƴŜǘ ǿŜǊŘŜƴ 

können (§ 9(1a) BauGB). Wie dargestellt, sind die Entwicklungsziele zwischenzeitlich erreicht. Nach 

Rücksprache mit der lokalen Verwaltung sind die Pflegemaßnahmen durch den kommunalen Pflegebetrieb 

dauerhaft gesichert.  

Weitergehende Festsetzungen und Maßnahmenbestimmungen, insbesondere auch Festsetzungen über 

Maßnahmen auf den Flächen (§ 9(1) Nr. 20 BauGB), sind nicht erforderlich.   
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4.3. Ver- und Entsorgung 

Die Gemeindewerke Haßloch haben parallel zum Bebauungsplanverfahren und der wasserwirtschaftlichen 

Untersuchungen, eigene hydraulische Untersuchungen beauftragt, die auch das Plangebiet betreffen. 

 

Parallel zum Entwurfsprozess des Bebauungsplanverfahrens wurde ein wasserwirtschaftlicher Begleitplan 

aufgestellt. 

 

4.3.1. Ver- und Entsorgung: Bestandssituation 

 

Abbildung 28: Bestand an Ver- und Entsorgungsleitungen 

Gemäß den Daten der Gemeindewerke Haßloch kann das Plangebiet von Norden bzw. Westen aus mit Wasser, 

Elektrizität und Gas versorgt werden. Ebenso bestehen Kanäle für das Abwasser. Im nordwestlichen Bereich 

befindet sich bereits eine Trafostation. Darüber hinaus verläuft ein inaktiver Abwasserkanal entlang der Straßen 

αLƳ ¢ŀǳōŜƴŦŀƴƎά ǳƴŘ αIŜǊǊŜƴǿŜƎά ǳƴŘ ŜƴŘŜt im Plangebiet.  

 

4.3.2. Ver- und Entsorgung: Ziele 

Regenwasser 

Das gesamte Gebiet soll als Trennsystem erschlossen werden. Das bedeutet, dass Schmutzwasser und 

Oberflächenwasser getrennt abgeführt werden. 

Die Regenwasserbewirtschaftung soll in der prioritären Reihenfolge von Versickerung, Rückhalt und Ableitung 

realisiert werden.  

 

 




















































